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1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes - und reg ionalp laneris che  Einordnung; Ziele  der Raumordnung 

Die Stadt Peine liegt zentral im Landkreis Peine, eingebettet in das Städtedreieck der 
Oberzentren Hannover-Braunschweig-Hildesheim. Das Gebiet der Stadt erstreckt 
sich über rd. 11.965 ha. Im Jahr 2016 (31.12.2016) lebten in der Stadt 50.235 Ein-
wohner. 

Nördlich des Stadtgebietes grenzt die Gemeinde Edemissen, östlich die Gemeinden 
Wendeburg und Vechelde, südlich die Gemeinden Lahstedt und Ilsede und westlich 
die Gemeinde Hohenhameln und die Stadt Lehrte mit dem Ortsteil Hämelerwald 
(Ordnungsraum Hannover) an. Die Anbindung der Stadt Peine an die regionalen und 
überregionalen Verkehrsnetze erfolgt über zwei Anschlusspunkte an die Autobahn 
A 2 in Richtung Berlin bzw. Ruhrgebiet sowie über das klassifizierte Straßennetz der 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. Naturräumlich gesehen liegt die Stadt Peine im 
Übergang von Geest (Burgdorf-Peiner Geestplatten) zu der Bördenregion (Braun-
schweig-Hildesheimer Lössbörde 1) mit ihren weiträumigen Ackerfluren.  

Für die Stadt Peine gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 
(LROP) 2). Das Landes-Raumordnungsprogramm legt aufgrund der zentralörtlichen 
Gliederung die Ober- und Mittelzentren fest. Gemeinsam mit den Grundzentren bil-
den sie die zentralen Orte, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts ausgewogener 
Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln sind (2.2.01). In 
der Funktion eines Mittelzentrums (2.2.05) hat die Stadt Peine zentralörtliche Einrich-
tungen und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten (2.2.03). Zusätzlich ist 
für den Stadtteil Vöhrum ein Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung (3.2.2) und 
das Wendesser Moor als Natura 2000-Gebiet (3.1.3) erfasst. 

Als Mitglied des Regionalverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Stadt Peine 
das Regionale Raumordnungsprogramm 2008 für den Großraum Braunschweig 3). 

In dem Großraum Braunschweig sollen u. a. die Siedlungs- und Freiraumfunktion 
sowie die Verkehrsinfrastruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei ist die Sied-
lungsentwicklung vorrangig auf das zentralörtliche System – dem System der dezent-
ralen Konzentration folgend – auszurichten, u. a. mit der Aufgabe für die Stadt in ih-
rer Funktion als Schwerpunktraum der Siedlungsentwicklung zentrale Einrichtungen 
und Angebote für den gehobenen Bedarf vorzuhalten. 

Überregional gesehen ist die Stadt Peine Bestandteil der Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen- Wolfsburg. 

Durch das Stadtgebiet verläuft die elektrifizierte Bahntrasse Hannover-Braun-
schweig. Die nächstgelegenen Bahnhöfe zur Einbindung in das Fernverkehrsnetz 
befinden sich in Hannover und in Braunschweig. 

Der südlich der Stadt gelegene Hafen besitzt einen direkten Anschluss an den in 
Ost-West-Richtung verlaufenden Mittellandkanal. Über den Mittellandkanal sind die 

                                                
1)  Landschaftsrahmenplan Peine für den Landkreis Peine, 1994 
2) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 
3) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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überregional verlaufenden Wasser- und Schifffahrtswege (z. B. Rhein, Elbe) zu errei-
chen. 

Das Plangebiet ist überplant und wird folgerichtig dem Siedlungsgebiet zugeordnet. 
Schutzgebiete sind in der Nachbarschaft nicht vorhanden. 

 

1.2 Entwicklung des  Plans / Rechts lage 

Die Stadt Peine besitzt einen wirksamen Flächennutzungsplan, der für den Plangel-
tungsbereich des Bebauungsplans nach der allgemeinen Art der baulichen Nutzung 
gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) Wohnbauflächen dar-
stellt. Durch Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes im Plangeltungsbereich 
wird der Bebauungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt sein. Aufgrund der Nachverdichtung mit Wohnbaufläche im Zusammen-
hang der bebauten Ortslage und der vorliegenden Grundfläche des Plangebiets von 
rd. 10.000 m² wird der erforderliche Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung gem. § 13a BauGB aufgestellt. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung 
der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter ("die Erhaltungs-
ziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der 
Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes") sind 
nicht gegeben. 

Von der Erstellung einer Umweltprüfung und eines Umweltbericht gem. § 2a BauGB 
wird abgesehen.  

Das Vorhaben steht der geordneten städtebaulichen Entwicklung der Stadt nicht ent-
gegen.  

Der 1974 zur Rechtskraft gebrachte Bebauungsplan Nr. XVII "Zur Wasserburg" hatte 
die Entwicklung von Dorf- und Wohngebieten zum Inhalt, um der Nachfrage nach 
Wohnbauland Rechnung zu tragen, resp. vorhandene landwirtschaftliche Nutzungen 
zu sichern. Dabei wurden die überbaubaren Flächen mittels Baufenster definiert, 
welche auf der straßenzugewandten Seite mittels Baugrenze im Abstand von i. d. R. 
6,0 m zur Straßenparzelle geschlossen sind. Das Baugebiet ist in zwei unterschiedli-
chen Nutzungen geteilt. Im nördlichen Teil ist ein allgemeines Wohngebiet gem. § 4 
BauNVO und im Süden ein Dorfgebiet gem. § 5 BauNVO deklariert. Der nördliche 
Teil des Baugebiets ist bedingt durch die festgesetzte offene Bauweise überwiegend 
mit Einzelhäusern bebaut. Der südliche Teil des Baugebiets erfasst drei ehemalige 
aktive landwirtschaftliche Gehöfte mit dazugehörenden Wohn- und Wirtschaftsge-
bäuden sowie zwei kleinere Wohngrundstücke. 

Infolge wurde der Urplan zweimal geändert. Die erste Änderung (Rechtskraft 1979) 
betraf die Anpassung der Straßenverkehrsfläche der vormaligen Stichstraße mit 
Wendeplatz und Parkplätzen an der nördlichen Planbereichsgrenze zugunsten der 
neuen Straßenführung als Schleifenstraße mit dem angrenzenden Bebauungsplan 
Vöhrum XXI. Mit der zweiten Änderung (Rechtskraft 1986) wurde im Nordwesten des 
Urplans die Stichstraße mit Wendeplatz und Parkplätzen insofern verändert, dass le-
diglich der 7 m breite Straßenteil als Zuwegung zu den angrenzenden Wiesen erhal-
ten bleibt.  

Die beiden rechtskräftigen Änderungen betreffen nicht den vorliegenden Geltungsbe-
reich, so dass bis zur Planreife/ Rechtskraft der dritten Änderung der Urplan hier an-
zuwenden ist. 
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1.3 Notwendigkeit der Planaufs tellung; Ziele , Zwecke  und Aus wirkungen des  Be-
bauungs plans  

Die Stadt Peine ist bestrebt, im Rahmen der Nachverdichtung nicht bebaute inner-
städtische Flächen für eine Bebauung zur Verfügung zu stellen. Entsprechend den 
Ansätzen des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) 4) der Stadt Peine ist 
der Ortsteil Vöhrum als Siedlungsschwerpunkt ausgewiesen. Zu den Entwicklungs-
zielen erster Priorität wird für den Ortsteil u. a. die Nachverdichtung im Innenbereich 
durch Nutzung von Baulücken sowie die Umnutzung und Neuordnung von ehemals 
landwirtschaftlichen Gehöften gesehen. Diesem Ziel wird mit der vorliegenden Pla-
nung entsprochen. 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. XVII 
"Zur Wasserburg" im Ortsteil Vöhrum. Der rechtskräftige Bebauungsplan sieht noch 
die Straße "Buschweg" begleitend Dorfgebiet beidseitig der Straße "Zur Wasserburg" 
vor. Unter Anwendung dessen ist vorrangig auf die Belange der land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebe einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten auf der betroffe-
nen Fläche Rücksicht zu nehmen. Die landwirtschaftlichen Aktivitäten in diesem Ge-
biet sind jedoch -bedingt durch den strukturellen Wandel- vollständig erloschen. In 
dem festgesetzten Dorfgebiet erfolgten bereits Nachverdichtung mit Wohnbebauung, 
dementsprechend entfällt mit der vorliegenden Planung die letzte näherungsweise 
landwirtschaftliche Nutzung, welche die damalige Festsetzung eines Dorfgebietes 
rechtfertigt. Insofern wird im Sinne der Intention der Stadt Entwicklungsflächen für 
das Wohnen planungsrechtlich vorzubereiten bzw. abzusichern das ehemalig festge-
setzte Dorfgebiet vollständig überplant und entsprechend der Nutzung als allgemei-
nes Wohngebiet (WA) festgesetzt. Die getroffenen Festsetzungen zum Maß der bau-
lichen Nutzungen werden weitestgehend übernommen. Die festgesetzte Geschoss-
flächenzahl von 0,8 entfällt, da mit der Festsetzung der Geschossigkeit sowie der 
Grundflächenzahl eine ausreichende Bestimmtheit vorliegt. 

Die Erschließung ist von den angrenzenden Straßen "Buschweg" und "Zur Wasser-
burg" möglich. Das Flurstück 207/3 soll im Sinne der Nachverdichtung in mehrere 
Grundstücke geteilt werden. Es sind vier Hinterliegergrundstücke geplant deren Er-
schließung mittels einer zusätzlichen privaten Erschließungsstraße gesichert werden 
soll.  

Die Prüfung der Umweltbelange nach dem BNatSchG (dargestellt im Kapitel 3.0) ist 
in der Gegenüberstellung der gem. § 30 BauGB zulässigen Bebauung mit der Pla-
nung und unter Berücksichtigung der Verfahrensdurchführung gem. § 13a BauGB zu 
dem Ergebnis gekommen, dass kein zusätzlicher naturschutzfachlicher Eingriff auf 
dem Gelände erfolgt. Bei der Abwägung der Belange bezieht sich die Stadt insbe-
sondere auf § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB, wonach ein Ausgleich nicht erforderlich ist, 
soweit Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren.  

 

                                                
4) Integriertes Stadtentwicklungskonzept Peine 2025, Ackers Partner Städtebau, 2012 
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2.0 Planinha lt/ Begründung 

Das Plangebiet befindet sich im Osten des Ortsteils Vöhrum südlich des Natur-
schutzgebiets Fuhsetal. Das Gebiet ist allseitig von Siedlungsgebieten umgeben. Mit 
der dritten Änderung des vorliegenden Bebauungsplans Nr. XVII "Zur Wasserburg" 
wird die Art der baulichen Nutzung des Plangebiets zugunsten der Entwicklungsziele 
der Stadt Peine im Rahmen des Integrierten Stadtentwicklungskonzepts (ISEK) ge-
ändert. Um das derzeitige Flurstück 207/3 der Flur 7, Gemarkung Vöhrum, zukünftig 
mit mehreren Hauptgebäuden -ohne landwirtschaftliche Nutzung- bebauen zu können, 
wird das Plangebiet von einem Dorfgebiet zu einem allgemeinen Wohngebiet umge-
widmet.  

 

2.1 Baugebie te  

- Allgemeine Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO 
Innerhalb des Geltungsbereiches der vorliegenden Änderung wird auf einer Fläche von 
rd. 10.000 m² ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. 

Das allgemeine Wohngebiet wird aus einem ehemals festgesetzten Dorfgebiet ent-
wickelt, entsprechend der vorherrschenden Nutzung. Insofern werden die Ein-
schränkungen der Nutzungen des Wohngebietes gering gehalten. Die allgemein zu-
lässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 BauNVO werden zugelassen. Von den aus-
nahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO werden entsprechend 
§ 1 Abs. 6 BauNVO nur Gartenbaubetriebe und Tankstellen aufgrund ihrer Störwir-
kung ausgeschlossen. Im Sinne der gewählten Positivliste für die Art der baulichen 
Nutzung werden freie Berufe gem. § 13 BauNVO, welche den vorhandenen Gebiets-
charakter nicht wesentlich stören, ebenfalls als zulässig definiert.  

Mit Bezug auf die Festsetzungen des Urplans wird die zulässige Grundflächenzahl 
mit 0,4 übernommen. Nach der Lesart der Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 
1990 inklusive der Überschreitung gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 und 3 BauNVO wäre eine 
maximale Versiegelung von 0,6 möglich.  

Für die Wahrung der lockeren Bebauung wird eine offene Bauweise festgesetzt, die 
Gebäudelängen auf 50 m begrenzt und Abstände der Gebäude zu den seitlichen 
Grundstücksgrenzen voraussetzt. Zusätzlich wird eine zweigeschossige Bauweise 
festgesetzt, um die Einfügung in die vorhandene Nachbarschaft unter Berücksichti-
gung der ortstypischen Bauweise im Umfeld zu gewährleisten.  

Die Baugrenzen werden im Wesentlichen aus dem Urplan übernommen. Lediglich die 
Baugrenze im Nordosten zum restlichen allgemeinen Wohngebiet des vorliegenden 
Bebauungsplans wird - in Anlehnung an die nachbarschaftliche Bebauung - von 7,0 m 
auf 3,0 m verkleinert. 

Da es sich bei der vorliegenden Planung um einen Bebauungsplan der Innenentwick-
lung gem. § 13a BauGB handelt, ist die Bilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs 
nicht erforderlich. Alle durch die Planung ermöglichten Eingriffe in die Natur und 
Landschaft gelten gem. § 1a Abs. 3 BauGB bereits als zuvor zulässig. 

Aufgrund der bestehenden technischen Infrastruktur ist von einer Einbindung in die 
vorhandenen Netze auszugehen. Davon ausgeschlossen ist die Einleitmenge in den 
Regenwasserkanal aufgrund der Dimensionierung sowie Einschränkungen bei der 
Einleitmenge in den Vorfluter. Hierzu liegt ein Konzept der Stadtentwässerung Peine 
(SEP) vor, welches regelt, welche Menge Niederschlagswasser von den einzelnen 
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Flurstücken ungedrosselt eingeleitet werden kann. Da der Bebauungsplan diese 
Festlegung von individuellen Einleitmengen nicht regeln kann, erfolgt eine Verlage-
rung auf die Genehmigungsebene. 

2.2 Verkehrliche  Belange   

Der Planbereich wird von den Straßen "Buschweg" sowie "Zur Wasserburg" er-
schlossen. Auf dem Flurstück 207/3 soll eine private Erschließungsstraße errichtet 
werden. Diese dient der Erschließung der vier geplanten Hinterliegergrundstücke 
sowie dem bestehenden Wohngebäude des Grundstücks "Buschweg 7". Von städti-
scher Seite besteht kein Erfordernis hier eine öffentliche Verkehrsfläche vorzugeben. 
Insofern handelt es sich bei der Erschließung um einen Privatweg. Aufgrund der pri-
vaten inneren Erschließung stehen sämtliche Leitungen innerhalb der Erschlie-
ßungsstraße im Eigentum der Grundstückseigentümer und sind vergleichbar einem 
privaten Hausanschluss zu behandeln. 

2.3 Immis s ions s chutz 

Der Plangeltungsbereich soll als allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 
festgesetzt werden. Die vorherige Festlegung eines Dorfgebiets (MD) mit dem Hin-
tergrund der erloschenen landwirtschaftlichen Nutzung im Planungsgebiet stellt die 
Grundlage für die oben genannte Umnutzung. Wesentlichen Veränderungen der be-
trachteten Emissionen sind dementsprechend nicht zu erwarten. Die Nutzungsände-
rung ist somit auf die Schutzansprüche des allgemeinen Wohngebietes abgestellt.  

Von einer Beeinträchtigung des westlich gelegenen bestehenden Betriebes der Fa. 
Pelikan ist nicht auszugehen, da die unmittelbar angrenzende Wohnbebauung in der 
Alfred-Siems-Straße und Rottenweg für die schalltechnisch zulässigen Emissionen 
des Betriebes maßgebend sind. Aufgrund der Entfernung von rd. 150 m des Plange-
bietes zu dem gewerblichen Betrieb ist eine weitergehende Einschränkung auszu-
schließen. 

2.4 Grünordnung  

Grünordnerische Maßnahmen sind aufgrund der Einbindung durch den angrenzen-
den Bestand in dem vorhandenen Siedlungsgefüge nicht erforderlich. 

2.5 Ver- und Ents orgung 

Die Ver- und Entsorgungseinrichtungen des Gebietes sind bereits vollständig vor-
handen. Die Müllentsorgung erfolgt über den Landkreis Peine. Es soll eine Müllsam-
melstelle für die Hinterliegergrundstücke im Bereich der Einmündung der privaten 
Erschließungsstraße in den "Buschweg" angelegt werden. 
 
Der Anschluss an das vom Wasserverband Peine betriebene Trinkwassernetz im 
Ortsteil Vöhrum ist gegeben.  
 
Veränderungen von Hausanschlüssen oder Verlegungen von Anlagen und Leitungen 
auf dem Gelände sind zwischen den Bauherrn und den Ver- und Entsorgungsträgern 
abzustimmen. Entsprechend der Stellungnahme der Stadtentwässerung Peine (SEP) 
sind die Sammler in der Straße "Zur Wasserburg" und ein Teilstück des "Rottenwe-
ges" bereits im Bestand hydraulisch überlastet; für den Vöhrumer Graben mit seiner 
Funktion als Vorfluter liegt eine hydraulische Auslastung vor. Insofern ist eine Über-
schreitung der Niederschlagwassereinleitmengen über den baulichen Bestand hin-
aus nicht möglich. Die Grundlage der maximal möglichen Versiegelung resp. Einleit-
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menge je Flurstück ist anhand des Bestandes in dem Gesamtentwässerungsplan 
(GEP) der Stadtentwässerung Peine festgelegt. Im Rahmen des Planvollzuges ist 
nachzuweisen, dass bei Überschreitung der im GEP vorgesehenen Versiegelung das 
Niederschlagswasser durch geeignete technische Maßnahmen eine Rückhaltung, 
Zwischenspeicherung oder anderweitige Maßnahmen zur Begrenzung der Einleit-
menge ergriffen werden. Die Stadtentwässerung Peine wird die Anschlüsse für 
Schmutzwasser und Niederschlagswasser an der öffentlichen Abwasseranlage in der 
Straße "Buschweg" herstellen. Gemäß der z.Z. gültigen Abwasserbeseitigungssat-
zung hat der Grundstückseigentümer, hier der Erschließer, die Kosten zu tragen. Die 
Bauwerke werden ca. 1 Meter hinter der Grundstückgrenze errichtet. 
 

Unmittelbar an das Plangebiet grenzt das vorläufig gesicherte Überschwemmungs-
gebiet der Fuhse an. In dem Plangebiet ist mit einem hohen Grundwasserstand zu 
rechnen. 

2.6 Vorbeugender Brands chutz 

Die erforderlichen Maßnahmen für den vorbeugenden Brandschutz sind mit dem zu-
ständigen Brandschutzprüfer und der Freiwilligen Feuerwehr abzustimmen. Entspre-
chend der Stellungnahme des Wasserverbandes Peine vom 19.09.2016 steht für die 
Löschwasserversorgung das öffentliche Trinkwassernetz zur Verfügung. Der nächste 
Löschwasserbrunnen befindet sich im Klappenweg. Um die netzunabhängige 
Löschwasserversorgung auch gerade für den nördlichen Teil der Straße "Zur Was-
serburg" zu gewährleisten, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu prü-
fen, inwiefern die Errichtung von weiteren Löschwassereinrichtungen erforderlich 
wird. 

2.7 Kampfmitte l 

Eine Kampfmittelfreiheit der Fläche kann gem. Aussage der zuständigen Behörde 
(LGLN, Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, Re-
gionaldirektion Hameln-Hannover) nicht bescheinigt werden. Der Eigentümer ist für 
die Überprüfung verantwortlich; empfohlen wird eine Luftbildauswertung durchzufüh-
ren, um ggf. weitere Maßnahmen ergreifen zu können. 

2.8 Denkmals chutz 

In der Nachbarschaft des überplanten Areals sind wiederholt archäologische Funde 
registriert worden. Daher sind bei in den Boden eingreifenden Baumaßnahmen ar-
chäologische Kontrollen erforderlich. Solche Baumaßnahmen müssen termingenau 
mindestens zwei Wochen vor Beginn dem Niedersächsischen Landesamt für Denk-
malpflege – Stützpunkt Braunschweig – angezeigt werden, damit entsprechende 
Kontrollen stattfinden können. 
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3.0 Umweltbelange 

Bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB wird von einer Um-
weltprüfung nach § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. 

Dabei setzt der Bebauungsplan eine Grundfläche von weniger als 20.000 m² fest und 
steht wegen der Art seiner Hauptnutzungsfestsetzung und der zeitlichen Abfolge in 
keinem sachlichen Zusammenhang mit den angrenzenden Gebieten. Das Plangebiet 
umfasst eine Größe von rd. 1,0 ha und ist mit dem rechtskräftigen Bebauungsplan 
Nr. XVII "Zur Wasserburg" überplant. Durch die geplante Nachnutzung des Flurstü-
ckes 207/3 für Wohnbebauung entfällt die rechtliche Grundlage zur Festsetzung ei-
nes Dorfgebietes innerhalb des Planbereiches der vorliegenden 3. Änderung des 
Bebauungsplanes "Zur Wasserburg". Der Entfall der landwirtschaftlichen Nutzungen 
bedingt die Änderung des bestehenden Dorfgebietes zu einem allgemeinen Wohn-
gebiet. Die Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 wird aus dem Urplan übernommen. 

Das Vorhaben verursacht keine erheblichen Umweltauswirkungen im Sinne des 
UVPG. Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter. 

Für das Plangebiet innerhalb der bebauten Ortslage sind im Rahmen übergeordneter 
Fachplanungen keine besonderen Ziele formuliert worden. 

Aufgrund der Tatsache, dass der Bebauungsplan im Verfahren gem. § 13a BauGB 
als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt wird, gelten auch für die Eingrif-
fe die Regelungen gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB, so dass die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu erwartenden Eingriffe als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig gelten. 

- Bodenschutz 
Grundsätzlich gilt, dass gem. § 202 BauGB Mutterboden, der bei der Errichtung und 
Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-
tung (z. B. Beimengung von Baurückständen, Metallen, chemischen Stoffen, Schla-
cken) oder Vergeudung (z. B. Auffüllen der Baugrube, Verwendung als nicht be-
pflanzbarer Untergrund) zu schützen ist. Diesem Erfordernis ist im Rahmen der Bau-
genehmigung bzw. Realisierung Rechnung zu tragen. 

 

3.1 Naturs chutz und Lands chafts pflege 

Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten Eingriffe in das Landschaftsbild sowie in die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts als im Sinne des § 1a Abs. 3 
Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Eine Ab-
handlung der Eingriffsregelung im Sinne des Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
ist nicht durchzuführen. Doch sind die durch die Planung berührten Umweltbelange, 
weiterhin gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. 

Das Plangebiet im vorliegenden Bebauungsplan Nr. XVII umfasst eine Fläche von rd. 
1,0 ha, die sich als Siedlungsbereich darstellt.  

Die Stadt berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in den ein-
schlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 
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• Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 5) 
• Schutz und Vermeidung vor/ von schädlichen Umwelteinwirkungen 6) 7) 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Dar-
stellungen und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) 8), 
des Flächennutzungsplans der Stadt Peine, des Landschaftsrahmenplans für den 
Landkreis Peine und des Landschaftsplanes der Stadt Peine abgeleitet und für die 
naturschutzfachlichen Belange im Sinne von § 1a BauGB berücksichtigt. 

a) Naturräumliche Schutzgüter 
Im RROP 2008 ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans als bauleitplanerisch 
gesicherter Bereich dargestellt, der frei von umweltrelevanten Festlegungen ist.  

Der Landschaftsrahmenplan für den Landkreis Peine ordnet den Geltungsbereich 
dem Siedlungsbereich zu.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt stellt den Planbereich als Wohnbaufläche dar. 

- Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
Der Planbereich liegt innerhalb des Siedlungsbereiches und ist überwiegend bebaut. 
Durch geplante Nachverdichtungen kommt es i.d.R. zu Abrissarbeiten im Bestand 
sowie zu Entnahme von Gehölzen. Im Rahmen von Abrissarbeiten oder Baumfällun-
gen ist zur Vermeidung von Verstößen gegen die Bestimmungen des § 44 
BNatSchG zu prüfen, ob Höhenbrüter oder Fledermauspopulationen in dem Bestand 
vorhanden sind. Baumfällungen sind nicht in der Brut- und Setzzeit (1.4. – 15.07.) 
durchzuführen. 

- Schutzgut Boden 
Der Planbereich ist z. Zt. teilweise bebaut. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. XVII "Zur Wasserburg" erfolgte auf der Rechtslage der BauNVO 1968, so dass 
gem. § 19 Abs. 4 BauNVO (1968) eine Vollversieglung durch Nebenanlagen möglich 
ist. Für den Bereich des WA ist die BauNVO von 1990 anzuwenden, so dass sich ei-
ne Versiegelbarkeit von 0,6 incl. Überschreitung ergibt. Insofern verschlechtert sich 
der rechtliche Zustand diesbezüglich nicht. 

- Schutzgut Wasser 
Die Planung bereitet gegenüber der vorhandenen Rechtslage zusätzliche Neuver-
siegelung im geringen Maße vor, folglich bleiben Niederschlagswasserabfluss, Re-
tentionsvermögen und Grundwasserneubildungsrate nahezu unverändert. Die Be-
deutung des Planbereichs für das Schutzgut ist gering, Eingriffe werden nicht vorbe-
reitet. In einer Entfernung von rd. 50 m nord- nordöstlich beginnt das vorläufig gesi-
cherte Überschwemmungsgebiet der Fuse. Insofern ist zumindest temporär mit er-
höhten Grundwasserständen zu rechnen. 

- Schutzgut Klima/ Luft 
Der Planbereich ist wegen seiner Versiegelung als Siedlungsklimatop ohne Bedeu-
tung für das Schutzgut einzustufen. Nennenswerte Eingriffe in das Schutzgut werden 
nicht vorbereitet. 

                                                
5) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
6) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
7) DIN 18005 
8) Zweckverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm 2008 für den 

Großraum Braunschweig 
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- Schutzgut Landschaft 
Der Planbereich wird der bebauten Ortslage zugeordnet. Die zulässige Höhenent-
wicklung wird in Analogie zu der z. Zt. zulässigen Nutzung mit Zweigeschossigkeit 
festgesetzt. Ein zusätzlicher Eingriff in das Landschaftsbild findet nicht statt. 

b) Kultur- und Sachgüter 
Bau- und Bodendenkmäler sind der Stadt für den Bereich und in seiner näheren 
Umgebung nicht bekannt.  

c) Schutzgut Mensch 
Der Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet fest. Es ist deshalb davon 
auszugehen, dass durch die vorliegende Planung keine negativen Auswirkungen auf 
das Schutzgut entstehen. 

d) Bodenschutz 
Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Vorgaben des Bundes-
bodenschutzgesetzes zu beachten. 

 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass durch die Planung keine, über die bereits pla-
nungsrechtlich bestehenden, zulässigen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Ar-
ten und Lebensgemeinschaften und Boden vorbereitet werden.  

Die Stadt Peine nutzt die durch den § 13a BauGB und § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
gegebenen Möglichkeiten und verzichtet auf die Festsetzung von Ersatz- oder Aus-
gleichsmaßnahmen für Eingriffe in den Naturschutz und die Landschaftspflege.  

 

3.2 Andere  Planungs möglichkeiten 

Die Planung basiert auf einem konkreten Vorhaben, welches zwischen den Eigen-
tümern und der Stadt abgestimmt ist. Es wird auf ein Grundstück zurückgegriffen, 
welches planungs- und bauordnungsrechtlich bereits mit Haupt- und Nebenanlagen 
bebaubar ist. Insofern folgt die Stadt dem § 1a BauGB, nach dessen Grundsatz 
schonend mit Grund und Boden umzugehen ist. Andere Planungsmöglichkeiten 
werden daher nicht gesehen. 

Bei Verzicht auf diese Planung (Null-Variante) würde das Grundstück aufgrund der 
getroffenen Festsetzungen des Urplanes mit einer Grundflächenzahl von 0,4 incl. 
Überschreitung versiegelt werden können. Lediglich die Art der geplanten Nutzungen 
steht einer Nachverdichtung mit Wohnbebauung entgegen. Die Stadt folgt mit der 
Planung den Vorgaben ihres Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes, eine ange-
messene Nachverdichtung sicherzustellen. 
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4.0 Flächenbilanz 

Die festgesetzten Flächen ergeben sich wie folgt: 

Nutzung Fläche Anteil 

Baugebiet 0,92 ha 94 % 

Verkehrsfläche – Privat  0,03 ha 3 % 

Verkehrsfläche – Öffentlich 0,03 ha 3 % 

 

5.0 Hinweis e  aus  Sicht der Fachplanungen 

- Brandschutz 
Vorbeugender Brandschutz- Landkreis Peine 
Schreiben vom 28.06.2017 

1.  Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. 
§ 4 NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen.  

 
2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 

W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren 
Gefahr der Brandausbreitung 96 m³ /Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stun-
den zu gewährleisten.  
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind Alle Löschwasser-
entnahmestellen in einem Umkreis von 150 m von jedem Brandobjekt zu erfassen.  
 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Ar-
beitsblatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100-140 m anzuord-
nen. Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1:3 betragen.  

 
4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Ab-

stand von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 mit 
einer Wasserlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer 
Sicht Bohrbrunnen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwassertei-
che gem. DIN 14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu erstellen.  

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, 

Art und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnah-
mestellen) ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen.  
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- Abfallwirtschaft 
Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe – Landkreis Peine 
 
Schreiben vom 20.09.2016 

Abfallsammelfahrzeuge benötigen in den Straßen eine freie Durchfahrtbreite von 
3,5 m (inkl. eines Sicherheitsabstandes von 0,5 m auf jeder Fahrzeugseite). Eine Po-
sitionierung von Parkflächen, Straßenlaternen oder Baumpflanzungen im Straßen-
raum schmaler Straßen (mit einer Breite von 6,0 m oder weniger), bedarf daher be-
sonderer Umsicht. Bei möglichen Baumpflanzungen und der Installation von Stra-
ßenlaternen im Straßenraum, sind zudem die Durchfahrthöhen der Abfallsammel-
fahrzeuge von 4,0 m zu beachten. 

Öffentliche oder private Stichwege bzw. Stichstraßen werden aus Sicherheitsgrün-
den nicht angefahren, wenn keine Wendemöglichkeit für Schwerlastfahrzeuge be-
steht. Die Anwohner haben ihre Abfallbehälter, den Grob- und Sperrmüll sowie Wert-
stoffe dort an einer öffentlichen Straße bereitzustellen, wo die Abfallsammelfahrzeu-
ge gefahrlos an- und abfahren können. 

Nach der Abfallentleerung sind die Abfallbehälter wieder auf die Grundstücke zu-
rückzubringen. 

 

- Wasserwirtschaft 
Untere Wasserbehörde – Landkreis Peine 
 
Schreiben vom 20.09.2016 

1.1 Das Merkblatt der 'Unteren Abfall-, Bodenschutz- und Wasserbehörde' ist zu be-
achten. 
 

1.2 Sofern die örtlichen Boden-/Grundwasserverhältnisse es ermöglichen sollte das 
auf den Flurstücken auf den versiegelten Flächen anfallende nicht verunreinigte 
und nicht belastete Oberflächenwasser vor Ort versickert werden. Je nach Versi-
ckerungsart kann dazu eine wasserrechtliche Genehmigung/Erlaubnis erforderlich 
sein, die dann bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen ist (weitere Informa-
tionen: Tel. 05171-401-8114). 

 
1.3 Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen notwendig sein, 

ist eine vorherige Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde (Tel. 05171-401 -
8114) und der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde (Tel. 05171-401-8157) er-
forderlich. Gegebenenfalls sind die dann erforderlichen Wasserrechtsanträge 
frühzeitig zu stellen. 

 
1.4 Nord-nordöstlich des Plangebiets, in einer Entfernung von ca. 50 m, beginnt das 

vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet des Gewässers Fuhse. Es handelt 
sich dabei um die vom Gesetzgeber geforderte Darstellung eines Hochwasserer-
eignisses, das sich theoretisch einmal in 100 Jahren ereignen kann. Dieses 
schließt jedoch Hochwasserereignisse mit geringeren Wahrscheinlichkeiten (und 
somit mit höheren Wasserständen) nicht aus. 

 
1.5 In dem angezeigten Plangebiet ist grundsätzlich mit einem hohen Grundwasser-

stand zu rechnen. 
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1.6 Hohe Grundwasserstände sowie Hochwasserschutz sind bei der Planung von 
Gebäuden und bei der Nutzung der Grundstücke unbedingt zu beachten. 

 
 

- Leitungsträger 
Wasserverband Peine, Horst 6, 31226 Peine 
Schreiben vom 19.09.2016 

Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Planaufstellung keine Bedenken.  
 
1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Was-

serverband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum.  
 

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasser-
versorgung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch le-
diglich das vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedin-
gungen zur Verfügung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von 
Feuerlöschwasser aus dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfä-
higkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssitua-
tion abhängig ist, können wir weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Ga-
rantien für ausreichenden Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 
übernehmen.  

 
3) Bei einer zukünftigen Bebauung im Plangebiet ist im Bereich des bestehenden 

Leitungsnetzes entsprechend des DVGW-Regelwerkes W 400-1 "Technische Re-
geln Wasserverteilungsanlagen – Planung Teil 1 Planung" ein Arbeits- und 
Schutzstreifen einzuhalten, der von zukünftigen Überbauungen frei zu halten ist.  

 
4) Soweit die Erschließung von Grundstücken durch Privatwege vorgesehen ist, bit-

ten wir vor Veräußerung der Wege an die Anlieger um Eintragung von beschränkt 
persönlichen Grunddienstbarkeiten zum Schutz der von uns vorgesehenen bzw. 
betriebenen Versorgungsleitungen. 

 
5) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbe-

reich ist die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-
H 162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu be-
achten. Dieser Hinweis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten 
Grundstücken, sofern diese im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Ent-
sorgungsleitungen liegen. 

 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Hannover 
Schreiben vom 08.09.2016 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen 
und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
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Seitens der Telekom bestehen gegen die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. XVII 
"Zur Wasserburg" in Vöhrum grundsätzlich keine Bedenken. 

Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereichs durch die Tele-
kom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-
rung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist 
es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbe-
reich der Deutschen Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Nord, PTI 21, 
Neue-Land-Str. 6, 30625 Hannover so früh wie möglich (wünschenswert 3 Monate) 
vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden. 

Die Telekom beantragt sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikati-
onsnetzes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie 
Nutzung der künftigen Straßen und Wege möglich ist, dass auf Privatwegen (Eigen-
tümerwegen) en Wege- und Leitungsrecht zugunsten der Telekom kostenfrei einge-
tragen wird sowie dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung 
des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise 
nur mit Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer aus-
reichenden Planungssicherheit möglich ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau der 
TK-Linien im Plangebiet aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise er-
folgt. 

 
 

6.0 Bodenordnende  oder s ons tige  Maßnahmen, für d ie  der Bebauungs plan  d ie  
Grundlage  bildet 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundla-
ge bildet, werden nicht erforderlich.  

 

 

7.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des  Bebauungs plans  

Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans werden nicht erforderlich.  
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8.0 Ab lauf des  Planaufs tellungs verfahrens  

- Aufstellungsbeschluss 
Der Rat der Stadt Peine hat die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. XVII "Zur Wasserburg" – Vöhrum – am 25.08.2016 beschlossen. 

- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB hat vom 
05.09.2016 bis einschließlich 19.09.2016 stattgefunden. Die frühzeitige Beteiligung 
wurde am 03.09.2016 ortsüblich bekanntgemacht.  

- Beteiligung der Behörden/ Nachbargemeinden 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
sowie die Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB wurden zur Abgabe einer Stel-
lungnahme mit Schreiben vom 02.09.2016.bis zum 19.09.2016 aufgefordert.  

- Öffentliche Auslegung/ Beteiligung der Behörden und Nachbargemeinden 
Zum Planverfahren hat die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 
30.05.2017 bis zum 07.07.2017 stattgefunden. Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit Datum vom 24.05.2017 angeschrieben und zu einer Stel-
lungnahme innerhalb der Auslegungsfrist aufgefordert.  

9.0 Verfahrens vermerk 

Die Begründung zum Bebauungsplan hat mit dem dazugehörigen Beiplan gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB vom 30.05.2017 bis 07.07.2017 öffentlich ausgelegen.

Sie wurde in der Sitzung am 28.09.2017 durch den Rat der Stadt Peine unter Be-
rücksichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren be-
schlossen. 

Peine, den 17.10.2017 

gez. Saemann 

(Bürgermeister) 

L. S.
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Anlage 1 zur Vorlage Nr. 657/2011, 2. Erg. 
Anlage 1 zur Begründung 
 

 
 
 
Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 
zum Bebauungsplan Nr. XVII "Zur Wasserburg", 3. Änd erung -Vöhrum- 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB haben mit Anschreiben/E-Mail 
vom 02.09.2016 folgende an der Planung beteiligte Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange keine Bedenken gegen die Planung geäußert bzw. keine Stellungnahme vorgebracht: 

 

keine Bedenken geäußert: 
 

� Avacon AG, Burgwedel 
� ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
� Gasunie Deutschland Services GmbH 
� Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
� Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
� Polizeikommissariat Peine 
� Stadt Lehrte 
� Stadtwerke Peine 
� TenneT TSO GmbH 

 
 

keine Stellungnahme abgegeben: 
 

� BS Energy 
� BUND, Kreisgruppe Peine 
� Avacon AG, Prozesse, Salzgitter 
� WEVG Salzgitter GmbH & Co. KG 
� Gemeinde Edemissen 
� Gemeinde Hohenhameln 
� Gemeinde Ilsede 
� Gemeinde Ilsede, Außenstelle Gadenstedt 
� Gemeinde Vechelde 
� Gemeinde Wendeburg 
� ArL, Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig 
� LBU Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V. 
� NABU Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Peine 
� Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e.V. 
� Unterhaltungsverband „Obere Fuhse“ 
� Zweckverband Großraum Braunschweig 

 
  



II 
 

 

Im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB haben mit Anschreiben/E-Mail vom 
24.05.2017 folgende an der Planung beteiligte Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge keine Bedenken gegen die Planung geäußert bzw. keine Stellungnahme vorgebracht: 

 

keine Bedenken geäußert: 
 

� Avacon AG, Salzgitter 
� WEVG Salzgitter GmbH & Co. KG 
� ExxonMobil Production Deutschland GmbH 
� Gasunie Deutschland Services GmbH 
� Handwerkskammer Braunschweig-Lüneburg-Stade 
� Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
� Polizeikommissariat Peine 
� Stadtwerke Peine 

 
 
keine Stellungnahme abgegeben: 
 

� BS Energy 
� BUND, Kreisgruppe Peine 
� ArL - Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig 
� LBU Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen e.V. 
� NABU Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Peine 
� Unterhaltungsverband „Obere Fuhse“ 
� LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
� Regionalverband Großraum Braunschweig 

 
 
Übersicht der Stellungnahmen 
 
Verfahrensschritt Anzahl der Beteiligten eingegangene 

Stellungnahmen 
Stellungnahmen mit 
Hinweisen/ 
Anregungen 

§ 3 Abs. 1 BauGB  0 0 
§ 4 Abs. 1 BauGB 32 16 7 
§ 3 Abs. 2 BauGB  0 0 
§ 4 Abs. 2 BauGB 23 15 7 
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Beteiligung der Öffentlichkeit 
- frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (1) BauGB (05.09.2016 bis 19.09.2016) 
 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sind zum Planverfahren gemäß § 3 (1) BauGB nicht vor-
gebracht worden. 

 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffen tlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (1) BauGB (02.09.2016 bi s 19.09.2016) 
 

01. Industrie- und Handelskammer Braunschweig, Post fach 32 69, 38022 Braunschweig 
Schreiben vom 06.09.2016 

 
Gegen die o. g. Bebauungsplanung bestehen von unserer Seite keine Bedenken, sofern si-
chergestellt ist, dass der in ca. 150 m Entfernung gelegene Industriebetrieb "Pelikan" infolge 
der vorgesehenen Wohngebietsplanung keinerlei Einschränkungen seiner betrieblichen 
Nutzungs- und Entwicklungsmöglichkeiten zu erleiden hat. 

 
Von einer Beeinträchtigung des bestehenden Betrie-
bes ist nicht auszugehen, da die unmittelbar angren-
zende Wohnbebauung in der Alfred-Siems-Straße und 
Rottenweg für die schalltechnisch zulässigen Emissio-
nen des Betriebes maßgebend sind. Aufgrund der Ent-
fernung von rd. 150 m des Plangebietes zu dem ge-
werblichen Betrieb ist eine weitergehende Einschrän-
kung auszuschließen. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

02. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Region: Nieder sachsen/Bremen, Hans-Böckler-
Allee 5, 30173 Hannover  
Schreiben vom 07.09.2016 

 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 02.09.2016. 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone Kabel Deutschland GmbH gegen die von Ihnen ge-
plante Maßnahme keine Einwände geltend macht. 
In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. 
Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit 
entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planung.  

 
Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 
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03. Landkreis Peine, Burgstraße 1, 31224 Peine 
Schreiben vom 20.09.2016 

 
Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o. g. Planung wie folgt Stellung: 
 
Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe: 
 
Abfallsammelfahrzeuge benötigen in den Straßen eine freie Durchfahrtbreite von 3,5 m 
(inkl. eines Sicherheitsabstandes von 0,5 m auf jeder Fahrzeugseite). Eine Positionierung 
von Parkflächen, Straßenlaternen oder Baumpflanzungen im Straßenraum schmaler Stra-
ßen (mit einer Breite von 6,0 m oder weniger), bedarf daher besonderer Umsicht. Bei mögli-
chen Baumpflanzungen und der Installation von Straßenlaternen im Straßenraum, sind zu-
dem die Durchfahrthöhen der Abfallsammelfahrzeuge von 4,0 m zu beachten. 
Öffentliche oder private Stichwege bzw. Stichstraßen werden aus Sicherheitsgründen nicht 
angefahren, wenn keine Wendemöglichkeit für Schwerlastfahrzeuge besteht. Die Anwohner 
haben ihre Abfallbehälter, den Grob- und Sperrmüll sowie Wertstoffe dort an einer öffentli-
chen Straße bereitzustellen, wo die Abfallsammelfahrzeuge gefahrlos an- und abfahren 
können. 
Nach der Abfallentleerung sind die Abfallbehälter wieder auf die Grundstücke zurückzubrin-
gen. 
 
Fachdienst Straßen: 
 
Gegen die Planung bestehen keine Bedenken. 
 
Fachdienst Straßenverkehr: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Vorbeugender Brandschutz: 
 
1. Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gern. § 4 

NBauO und §§ 1 und 2 DVNBauO sind sicherzustellen. 
 

2. Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gern. der Tabelle des Arbeitsblattes 
W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 96 m³ /Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten. 
Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind alle Löschwasserent-
nahmestellen in einem Umkreis von 300 m von jedem Brandobjekt zu erfassen. 
 

3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 
13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100 – 140 m anzuordnen. 
Das Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1 : 3 betragen. 
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- Fortsetzung - Landkreis Peine - 
 
4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 

von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gern. DIN 14 220 mit einer Was-
serlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht Bohrbrun-
nen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gern. DIN 14 210 
oder Löschwasserbehälter gern. DIN 14 230 zu erstellen. 

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art 

und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahmestellen) 
ist dem Brandschutzprüfer vor Herstellungsbeginn vorzulegen. 

 
Untere Abfall-, Bodenschutz- und Immissionsschutzbe hörde: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
Untere Wasserbehörde: 
 
1. Allgemeine Hinweise: 

 
1.1 Das Merkblatt der 'Unteren Abfall-, Bodenschutz- und Wasserbehörde' ist zu beachten 

(siehe Anlage!). 
 

1.2 Sofern die örtlichen Boden-/Grundwasserverhältnisse es ermöglichen sollte das auf 
den Flurstücken auf den versiegelten Flächen anfallende nicht verunreinigte und nicht 
belastete Oberflächenwasser vor Ort versickert werden. Je nach Versickerungsart kann 
dazu eine wasserrechtliche Genehmigung/Erlaubnis erforderlich sein, die dann bei der 
unteren Wasserbehörde zu beantragen ist (weitere Informationen: Tel. 05171-401-
8114). 
 

1.3 Sollten im Zuge von Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen notwendig sein, ist 
eine vorherige Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde (Tel. 05171-401 -8114) 
und der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde (Tel. 05171-401-8157) erforderlich. 
Gegebenenfalls sind die dann erforderlichen Wasserrechtsanträge frühzeitig zu stellen. 
 

1.4 Nord-nordöstlich des Plangebiets, in einer Entfernung von ca. 50 m, beginnt das vor-
läufig gesicherte Überschwemmungsgebiet des Gewässers Fuhse. Es handelt sich da-
bei um die vom Gesetzgeber geforderte Darstellung eines Hochwasserereignisses, das 
sich theoretisch einmal in 100 Jahren ereignen kann. Dieses schließt jedoch Hochwas-
serereignisse mit geringeren Wahrscheinlichkeiten (und somit mit höheren Wasser-
ständen) nicht aus. 
 

1.5 In dem angezeigten Plangebiet ist grundsätzlich mit einem hohen Grundwasserstand 
zu rechnen. 
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- Fortsetzung Landkreis Peine -  
 
1.6 Hohe Grundwasserstände sowie Hochwasserschutz sind bei der Planung von Gebäu-

den und bei der Nutzung der Grundstücke unbedingt zu beachten. 
 

Untere Naturschutzbehörde: 
 
Auf dem Flurstück 207/3 und 225/10 befinden sich Gehölz- und Baumbestände. Diese sind 
nach Möglichkeit zu erhalten. Soweit es unvermeidbar ist, die Gehölze zu fällen, sind die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen gemäß § 44 BNatSchG zu beachten (Fällung nicht in 
der Brut- und Setzzeit 1.4. - 15.7.; möglichst im Winterhalbjahr). Entsprechende Bestands-
aufnahmen hinsichtlich Fledermaus-Quartieren und Brutvögeln sind erforderlich. 
 
Die Bodenversiegelung im Plangebiet sollte soweit möglich minimiert werden. Versiegelun-
gen, die über das im bisher rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Maß hinausgehen, 
sind auszugleichen. 

 
Die Erschließung erfolgt als private Verkehrsfläche 
ohne eine Wendemöglichkeit für Müllfahrzeuge. Inso-
fern ist im Rahmen des Planvollzuges eine Fläche für 
die Aufstellung und Abholung der Müllbehälter im Be-
reich der Straße "Buschweg" zu finden.  
Es erfolgt ein Hinweis auf die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen. Wesentliche Versiegelungen über 
das bereits festgesetzte Maß hinaus lässt die Ände-
rung des Bebauungsplanes nicht zu. 
Auf die Stellungnahmen der Fachbereiche erfolgt ein 
Hinweis in der Begründung. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

 
04. Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Helene-Kün ne-Allee 5, 38122 Braunschweig 

Schreiben vom 19.09.2016 
 

Nach Durchsicht der Unterlagen und Rücksprache mit der örtlichen Landwirtschaft nehmen 
wir zu dem Vorhaben aus Sicht der von der Landwirtschaftskammer Niedersachsen zu ver-
tretenden öffentlichen und fachlichen Belange wie folgt Stellung:  
 
Die vorliegende 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XVII beinhaltet die Umwandlung 
des ca.1,0 ha großen Planbereichs von Dorfgebiet (MD) in ein allgemeines Wohngebiet 
(WA). Auslöser der Planung ist die Nachverdichtung mit rund sechs Wohngrundstücken auf 
dem Grundstück einer ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstelle.  
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- Fortsetzung Landwirtschaftskammer Niedersachsen -  
 

Vor dem Hintergrund eines sparsamen Umgangs mit Flächen begrüßen wir grundsätzlich 
die Nachverdichtung im Innenbereich durch Nutzung von Baulücken sowie die Umnutzung 
und Neuordnung von ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstellen.  
 
Da landwirtschaftliche Nutzungen im Nahbereich des Plangebiets nicht mehr vorhanden 
sind, werden keine landwirtschaftlichen Belange berührt. Zum Vorhaben bestehen grund-
sätzlich keine Bedenken. 

 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Planung 
begrüßt wird. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

 
05. Deutsche Telekom Technik GmbH, 30145 Hannover 

Schreiben vom 08.09.2016 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 
und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 
 
Seitens der Telekom bestehen gegen die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. XVII "Zur 
Wasserburg" in Vöhrum grundsätzlich keine Bedenken. 
 
Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereichs durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 
 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 
dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich der Deutschen Te-
lekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Nord, PTI 21, Neue-Land-Str. 6, 30625 Han-
nover so früh wie möglich (wünschenswert 3 Monate) vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
Die Telekom beantragt sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikationsnet-
zes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der 
künftigen Straßen und Wege möglich ist, dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) en We-
ge- und Leitungsrecht zugunsten der Telekom kostenfrei eingetragen wird sowie dass eine 
rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenom-
men wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau 
durch den Erschließungsträger erfolgt. 
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- Fortsetzung Deutsche Telekom Technik GmbH - 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des 
Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur mit 
Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit möglich ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau der TK-Linien im Plan-
gebiet aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt. 

 
 

Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitäten. 
 

Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planung. 
Der Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im 
Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

06. Wasserverband Peine, Postfach 18 20, 31208 Pein e 
Schreiben vom 19.09.2016 

 
 Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 

Planaufstellung keine Bedenken.  
 

1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Wasserver-
band Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum.  

 
2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-

gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Verfü-
gung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus 
dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohr-
netzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir weder 
hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden Brandgrund-
schutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  

 
3) Bei einer zukünftigen Bebauung im Plangebiet ist im Bereich des bestehenden Leitungs-

netzes entsprechend des DVGW-Regelwerkes W 400-1 "Technische Regeln Wasserver-
teilungsanlagen – Planung Teil 1 Planung" ein Arbeits- und Schutzstreifen einzuhalten, 
der von zukünftigen Überbauungen frei zu halten ist.  

 
4) Soweit die Erschließung von Grundstücken durch Privatwege vorgesehen ist, bitten wir 

vor Veräußerung der Wege an die Anlieger um Eintragung von beschränkt persönlichen 
Grunddienstbarkeiten zum Schutz der von uns vorgesehenen bzw. betriebenen Versor-
gungsleitungen. 
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 - Fortsetzung Wasserverband Peine - 
 
5) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich ist 

die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 "Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Dieser Hinweis 
hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, sofern diese im 
Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen. 

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planung. 
Der Hinweis wird an die entsprechenden Ämter im 
Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

07. LGLN, RD Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigun gsdienst, Marienstraße 34, 30171 
Hannover 
Schreiben vom 15.09.2016 
 
Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder einer vergleichbaren Planung das 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirek-
tion Hannover (Dezernat 6 – Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entneh-
men Sie bitte der Anlage; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Gefahrenerforschung empfohlen 
wird, mache ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenab-
wehr auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung sein, bei der al-
liierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition aus-
gewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbilder zu 
Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten, die Luft-
bildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) 
in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) 
auch für Behörden kostenpflichtig. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden soll, bitte ich 
um entsprechende schriftliche Auftragserteilung. 
 
Anlage: Es kann nicht unterstellt werden, dass keine Kampfmittelbelastung im Planungs-

bereich vorliegt. 
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- Fortsetzung LGLN - 
Für das Grundstück kann nicht abschließend von einer 
Kampfmittelfreiheit ausgegangen werden, insofern er-
folgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der Begrün-
dung zur Beachtung bei der weiteren Planrealisierung. 
Die Durchführung der empfohlenen Oberflächenson-
dierung liegt im Ermessen des Eigentümers. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
- Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB (30.05. 2017 bis einschließlich 07.07.2017)  
 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sind zum Planverfahren gem. § 3 (2) BauGB nicht vorge-
bracht worden. 

 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffen tlicher Belange 
- Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB (24.05.2017 bi s einschließlich 07.07.2017) 
 

08. Industrie- und Handelskammer Braunschweig,  
Postfach 32 69, 38022 Braunschweig 
Schreiben vom 31.05.2017 

 
Gegen die o g. Bebauungsplanung bestehen von unserer Seite keine Bedenken, sofern - 
wie auf Seite 7 der Planbegründung zugesichert – gewährleistet ist, dass der in ca. 150 m 
Entfernung gelegene Industriebetrieb "Pelikan" infolge der vorgesehenen Wohngebietspla-
nung keinerlei Einschränkungen seiner betrieblichen Nutzung- und Entwicklungsmöglichkei-
ten zu erleiden. 

Von einer Beeinträchtigung des bestehenden Betrie-
bes ist nicht auszugehen, da die unmittelbar angren-
zende Wohnbebauung in der Alfred-Siems-Straße und 
Rottenweg für die schalltechnisch zulässigen Emissio-
nen des Betriebes maßgebend sind. Aufgrund der Ent-
fernung von rd. 150 m des Plangebietes zu dem ge-
werblichen Betrieb ist eine weitergehende Einschrän-
kung auszuschließen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 
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09. Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Hans-Böckler-A llee 5, 30173 Hannover  
Schreiben vom 04.07.2017 

 
Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 24.05.2017. 

 
Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien. Dazu er-
folgt eine Bewertung entsprechend Ihrr Anfrage zu einem Neubaugebiet. Bei Interesse set-
zen Sie sich bitte mit dem team Neubaugebiete in Verbindung: 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Neubaugebiete KMU 
Südwestpark 15 
90449 Nürnberg 
 
Neubaugebiete@Kabeldeutschland.de 
 
Bitte legen Sie einen Erschließungsplan des Gebietes Ihrer Kostenanfrage bei. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 
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10. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, St illeweg 2, 30655 Hannover 
Schreiben vom 28.06.2017 
 
Aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft  wird zu o.g. Vorhaben wie folgt Stellung ge-
nommen:  
 
Als Baugrund stehen im Planungsbereich nach den uns vorliegenden Unterlagen (Karten-
server des LBEG) grobkörnige Lockergesteine (quartäre Fluss- und Schmelzwasserabla-
gerungen: Sand, Kies) in überwiegend mittedichter bis dichter Lagerung und mit guten 
Tragfähigkeitseigenschaften an.  
 
Wasserlösliche Gesteine liegen im Untergrund des Planungsgebietes in so großer Tiefe, 
dass bisher kein Schadensfall bekannt geworden ist, der auf Verkarstung in dieser Tiefe 
zurückzuführen ist. Es besteht praktisch keine Erdfallgefahr (Gefährdungskategorie 1 ge-
mäß Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährde-
ten Gebieten" vom 23.2.1987, AZ. 305.4 - 24 110/2 -). Auf konstruktive Sicherungsmaß-
nahmen bezüglich der Erdfallgefährdung kann daher bei Bauvorhaben im Planungsbe-
reich verzichtet werden.  
 
Bei Bauvorhaben sind für die geotechnische Erkundung des Baugrundes die allgemeinen 
Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der 
DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. 
Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergän-
zenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-
12 vorgegeben. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver 
des LBEG (www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.  
 
Diese Stellungnahme ersetzt keine geotechnische Erkundung des Baugrundes.  
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen unter Bezug-
nahme auf unsere Belange nicht. 
 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Beden-
ken bestehen. 

 
Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 
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11. Landkreis Peine, Postfach 13 60, 31203 Peine 
Schreiben vom 28.06.2017 
 
Als Träger öffentlicher Belange nehme ich zu o.g. Planung wie folgt Stellung:  
 
Abfallwirtschafts- und Beschäftigungsbetriebe:  
 
Anregungen zu  2.5 Ver- und Entsorgung:  
 
«Es soll eine Müllsammelstelle für die Hinterliegergrundstücke im Bereich der Einmündung 
der privaten Erschließungsstraße in den "Buschweg" angelegt werden.»  
Dieses Vorhaben wird begrüßt, da öffentliche oder private Stichwege und Stichstraßen aus 
Sicherheitsgründen nicht angefahren werden, wenn keine Wendemöglichkeit für 3-achsige 
Schwerlastfahrzeuge mit einer Gesamtlänge von 10,5 m und bauartbedingten Überhängen 
hinter der Hinterachse von bis zu 2,0 m besteht und zudem keine durchgehend freie Durch-
fahrtbreite von 3,5 m gewährleistet ist. Bei möglichen Baumpflanzungen und der Installation 
von Straßenlaternen im Straßenraum, sind zudem die Durchfahrthöhen der Abfallsammel-
fahrzeuge von 4,0 m zu beachten.  

 
Die Erschließung erfolgt als private Verkehrsfläche oh-
ne eine Wendemöglichkeit für Müllfahrzeuge. Insofern 
ist im Rahmen des Planvollzuges eine Fläche für die 
Aufstellung und Abholung der Müllbehälter im Bereich 
der Straße "Buschweg" zu finden. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
Fachdienst Straßen:  
 
Gegen die Planung bestehen keine Bedenken.  
 
Fachdienst Straßenverkehr:  
 
Es bestehen keine Bedenken.  
 
Vorbeugender Brandschutz:  
 
1.  Die erforderlichen Feuerwehrzufahrten zu allen Grundstücken und Gebäuden gem. § 4 

NBauO und §§ 1 und 2 DVO-NBauO sind sicherzustellen.  
 
2.  Die erforderliche Löschwassermenge beträgt gem. der Tabelle des Arbeitsblattes 

W 405 des DVGW bei der vorgesehenen baulichen Nutzung und einer mittleren Gefahr 
der Brandausbreitung 96 m³ /Std. und ist für einen Zeitraum von zwei Stunden zu ge-
währleisten.  
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- Fortsetzung Landkreis Peine - 
 
 Bei der Ermittlung der bereitgestellten Löschwassermenge sind Alle Löschwasserent-

nahmestellen in einem Umkreis von 150 m von jedem Brandobjekt zu erfassen.  
 
3. Die erforderlichen Löschwasserhydranten mit einer Wasserlieferung von mind. 

13 l/Sek. sind in Abhängigkeit von der baulichen Nutzung entsprechend dem Arbeits-
blatt W 331 des DVGW in einem Abstand von höchstens 100-140 m anzuordnen. Das 
Verhältnis von Überflur- zu Unterflurhydrant sollte 1 :3 betragen.  

 
4. Zur Sicherstellung der unabhängigen Löschwasserversorgung sind in einem Abstand 

von max. 300 m von jedem Brandobjekt Bohrbrunnen gem. DIN 14 220 mit einer Was-
serlieferung von mind. 800 l/Min. zu erstellen. Sollten aus geologischer Sicht Bohrbrun-
nen nicht erstellt werden können, sind ersatzweise Löschwasserteiche gem. 
DIN 14 210 oder Löschwasserbehälter gem. DIN 14 230 zu erstellen.  

 
5. Die Erschließungsplanung der Löschwasserversorgung für das Plangebiet (Anzahl, Art 

und Lage der Hydranten, Art und Lage der unabhängigen Löschwasserentnahmestel-
len) ist dem Brandschutzprüfervor Herstellungsbeginn vorzulegen.  

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planreali-
sierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden Äm-
ter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde  
 
Es bestehen keine Bedenken.  
 
Untere Wasserbehörde  
 
Da die Regenwasserentsorgung nicht sichergestellt ist, bestehen erhebliche Bedenken.  

 
Entsprechend dem Gesamtentwässerungsplan (GEP) 
der Stadtentwässerung Peine steht aufgrund der hyd-
raulischen Auslastung des Vöhrumer Grabens nur eine 
Einleitmenge entsprechend des baulichen Bestandes 
zur Verfügung. Da der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans sowohl bestehende Bebauung als auch den 
Bereich der Neuplanung erfasst, lediglich die bereits 
im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Grund-
flächenzahl übernimmt und der konkrete Versiege-
lungsgrad noch nicht feststeht, ist eine abschließende 
Regelung innerhalb des Bebauungsplanes nicht mög 
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- Fortsetzung Landkreis Peine - 
 
lich. Hinzu kommt, dass durch die Anlage von offenen 
Rückhaltungen, Teichen, Teilversickerung, Brauch-
wassernutzung, etc. es auf den Privatgrundstücken zu 
einer Verringerung der Einleitmengen kommen kann. 
Hierzu bedarf es der jeweiligen Einzelfallentscheidung 
der Stadtentwässerung Peine, welche mittels textlicher 
Festsetzung gesichert ist. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
Untere Naturschutzbehörde  
 
Es bestehen keine Bedenken. 

 
 

12. Niedersächsisches Landvolk Braunschweiger Land e. V. 
Helene-Künne-Allee 5, 38122 Braunschweig 
Schreiben vom 07.07.2017 

 
Zu. o. g. Bauleitplanung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 
Wir bitten um Berücksichtigung des landwirtschaftlichen Verkehrs, dieser hat heute schon 
zum Teil genehmigte Überbreiten von > 3,00 m. Und bei Erntefahrzeugen sind 3,00 m heu-
te der Standard. 

 In der Bauleitplanung sollte die Parkplatzsituation Berücksichtigung finden, damit der land-
wirtschaftliche Verkehr nicht beeinträchtigt wird. 

 
Der Bebauungsplan sieht keine Veränderungen an den 
bestehenden öffentlichen Straßen vor, so dass es 
auch zu keiner Veränderung für den landwirtschaftli-
chen Verkehr kommen wird. Die in einem Teilbereich 
entstehende neue Wohnnutzung mit voraussichtlich 
fünf zusätzlichen Wohneinheiten wird zu keiner we-
sentlichen Veränderung der bestehenden Verkehre 
führen. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

  



 
Stadt Peine 
Abteilung 
Stadtplanung 

 
Abwägung zum B-Plan Nr. XVII „Zur Wasserburg“  
-Vöhrum-, 3. Änderung 

 
Anlage 1 zur Vorlage Nr. 
657/2011, 2. Erg. 
Anlage 1 zur Begründung 

Äußerungen gemäß § 3 (1) BauGB ( frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung)  
Anregungen gemäß § 3 (2) BauGB (Öffentliche Auslegu ng) 
Stellungnahmen der Behörden gemäß § 4 (1) BauGB und  § 4 (2) BauGB 

 
lfd. Nrn. insg. 
1 - 14 

  

Stellungnahme / Anregung  
 

 

lfd.  Stellungnahme der Verwaltung  

Nr.  Beschluss des Rates der Stadt Peine  

 
 

14 

13. Deutsche Telekom Technik GmbH, 30145 Hannover 
 Schreiben vom 06.06.2017 
 
 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 

und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 

 
 Aus Sicht der Telekom haben sich keine neuen Erkenntnisse ergeben. 
 
 Wir verweisen deshalb auf unser Schreiben PTI 21 PB Han 1, Thomas Bartels lfd.-Nr. 7914 

aus 2016 vom 08.09.2016, das weiterhin Gültigkeit hat. 
 
 Mit Schreiben vom 08.09.2016 nimmt die Deutsche Telekom Technik GmbH, Hannover, wie 

folgt Stellung: 
 
 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzeigentümerin 

und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahr-
zunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 

 
 Seitens der Telekom bestehen gegen die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. XVII "Zur 

Wasserburg" in Vöhrum grundsätzlich keine Bedenken. 
 
 Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Planbereichs durch die Telekom ist 

die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 
 
 Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 

dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, 
dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Planbereich der Deutschen Te-
lekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Nord, PTI 21, Neue-Land-Str. 6, 30625 Han-
nover so früh wie möglich (wünschenswert 3 Monate) vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 

 Die Telekom beantragt sicherzustellen, dass für den Ausbau des Telekommunikationsnet-
zes im Erschließungsgebiet eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der 
künftigen Straßen und Wege möglich ist, dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) en We-
ge- und Leitungsrecht zugunsten der Telekom kostenfrei eingetragen wird sowie dass eine 
rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenom-
men wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau 
durch den Erschließungsträger erfolgt. 

 
 Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des 

Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur mit  
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- Fortsetzung Deutsche Telekom Technik GmbH - 
 

 Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit möglich ist. Das kann bedeuten, dass der Ausbau der TK-Linien im Plan-
gebiet aus wirtschaftlichen Gründen in oberirdischer Bauweise erfolgt. 

 
Bitte informieren Sie uns frühzeitig über die weiteren Planungsaktivitäten. 

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planreali-
sierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden Äm-
ter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 

 
 

 
14. Wasserverband Peine, Postfach 18 20, 31208 Pein e 

Schreiben vom 14.06.2017 
 

Zur o. g. Bauleitplanung sind aus der Sicht des Wasserverbandes Peine keine weiteren 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
Mit Schreiben vom 19.09.2017 nimmt der Wasserverband Peine wie folgt Stellung: 
 
Unter Berücksichtigung nachfolgender Hinweise und Anregungen bestehen zur o. g. 
Planaufstellung keine Bedenken.  

 
1) Die Wasserversorgung im Plangebiet erfolgt durch die Erweiterung des vom Wasser-

verband Peine betriebenen Trinkwassernetzes der Ortschaft Vöhrum.  
 

2) Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus unserer öffentlichen Trinkwasserversor-
gung sind wir selbstverständlich grundsätzlich bereit. Wir können jedoch lediglich das 
vorhandene Wasser zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Verfü-
gung stellen. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus 
dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohr-
netzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, können wir we-
der hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichenden Brandgrund-
schutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen.  
 

3) Bei einer zukünftigen Bebauung im Plangebiet ist im Bereich des bestehenden Lei-
tungsnetzes entsprechend des DVGW-Regelwerkes W 400-1 "Technische Regeln 
Wasserverteilungsanlagen – Planung Teil 1 Planung" ein Arbeits- und Schutzstreifen 
einzuhalten, der von zukünftigen Überbauungen frei zu halten ist.  
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16 

- Fortsetzung Wasserverband Peine -  
 

4) Soweit die Erschließung von Grundstücken durch Privatwege vorgesehen ist, bitten wir 
vor Veräußerung der Wege an die Anlieger um Eintragung von beschränkt persönli-
chen Grunddienstbarkeiten zum Schutz der von uns vorgesehenen bzw. betriebenen 
Versorgungsleitungen. 
 

5) Hinsichtlich vorgesehener Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenflächenbereich ist 
die Einhaltung der Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 und ATV-H 162 "Baum-
standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" zu beachten. Dieser Hin-
weis hat auch Gültigkeit für Baumpflanzungen in privaten Grundstücken, sofern diese 
im Trassenbereich von zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitungen liegen. 

 
Es erfolgt ein Hinweis auf die Stellungnahme in der 
Begründung zur Beachtung bei der weiteren Planreali-
sierung. Der Hinweis wird an die entsprechenden Äm-
ter im Hause verteilt. 
 

Die Planfestsetzungen sowie die Be-
gründung werden beibehalten. 
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